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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Jahresrückblick 2019: Rechtsordnung

Die innere und äussere Sicherheit der Schweiz war der Themenkomplex des Kapitels
Rechtsordnung, der im Jahr 2019 – gemessen an der Anzahl Zeitungsartikel in den
jeweiligen Bereichen – deutlich am meisten Medienaufmerksamkeit generierte. Es
stand zum einen die Frage im Raum, wie die Schweiz mit Schweizer Dschihadistinnen
und Dschihadisten – sowohl mit den in die Schweiz zurückgekehrten als auch mit den
im Ausland verbliebenen – umgehen sollte. Während im Februar das erste
Gerichtsurteil gegen Schweizer Dschihad-Rückkehrende, zwei minderjährige
Geschwister aus Winterthur, ausgesprochen wurde, verkündete der Bundesrat im März,
Schweizer IS-Kämpferinnen und -Kämpfer nicht aktiv in die Schweiz zurückholen zu
wollen, sondern sie vor Ort der Strafverfolgung zu überlassen. Zum anderen erhitzte die
Debatte darüber, ob die Schweiz ausländische Dschihadistinnen und Dschihadisten
auch in Folterstaaten ausliefern sollte, die Gemüter. Hier trafen mit der öffentlichen
Sicherheit in der Schweiz und der Wahrung der Grundrechte (insbesondere des aus
dem zwingend-völkerrechtlichen Folterverbot abgeleiteten Non-Refoulement-Gebots)
zwei gewichtige Rechtsgüter frontal aufeinander. Während das Parlament der
öffentlichen Sicherheit mehr Gewicht beimass und die entsprechende Motion (Mo.
16.3982) an den Bundesrat überwies, bleibt abzuwarten, wie der Bundesrat dieser
Forderung nachkommen wird, ohne das zwingende Völkerrecht zu verletzen.

Zur Stärkung der öffentlichen Sicherheit widmete sich der Bundesrat im Jahr 2019 auch
weiterhin der Terrorismusprävention im Inland. So unterbreitete er dem Parlament mit
den Botschaften zum Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung des
Terrorismus (PMT) sowie zum Bundesgesetz über Vorläuferstoffe für explosionsfähige
Stoffe zwei weitere grosse Projekte zur Umsetzung der Strategie der Schweiz zur
Terrorismusbekämpfung. Mit dem Vorläuferstoffegesetz soll der Zugang zu bestimmten
chemischen Substanzen erschwert werden, die durch Missbrauch gravierenden
Schaden verursachen können. Damit soll verhindert werden, dass Terroristinnen und
Terroristen diese Stoffe zur Herstellung von Sprengstoff einfach in der Schweiz
beschaffen können, während ihr Handel in der EU strenger reglementiert ist. Das PMT
soll derweil der Polizei neue Instrumente zum Umgang mit terroristischen
Gefährderinnen und Gefährdern an die Hand geben, die vor, nach oder ergänzend zu
einem Strafverfahren angewandt werden können. Um die Gefährdung durch
radikalisierte Personen zu mindern, sollen diese vom terroristischen Umfeld
ferngehalten, an der Ausreise in ein Konfliktgebiet gehindert sowie, wenn nötig, in
ihrem Bewegungsradius eingeschränkt werden.

Eine weitere wichtige Vorlage im Bereich der inneren Sicherheit war 2019 zweifellos die
Übernahme der EU-Waffenrichtlinie und die damit einhergehende Verschärfung des
Schweizer Waffenrechts. Auf das im Januar zustande gekommene Referendum folgte
ein mehrmonatiger, emotionaler Abstimmungskampf, der die Medienberichterstattung
in den für das Kapitel Rechtsordnung relevanten Themen in der ersten Jahreshälfte
dominierte. Während für die Befürworterseite klar war, dass die – bereits mit einer
Ausnahmeregelung für die Schweiz versehene und daher insgesamt moderate –
Richtlinie übernommen werden müsse, um die Schweizer Mitgliedschaft bei
Schengen/Dublin nicht zu gefährden, sah die Gegnerschaft durch das
«Entwaffnungsdiktat der EU» – so ihr Slogan – die Schweizer Freiheit und Identität
substanziell bedroht. Am 19. Mai 2019 stimmte das Schweizer Stimmvolk der Übernahme
der EU-Waffenrichtlinie mit 63.7 Prozent (bei einer Stimmbeteiligung von 43.9%)
schliesslich deutlich zu. Gemäss der nachfolgenden VOTO-Analyse fusste der Vorsprung
des Befürworterlagers vor allem auf jenen Stimmberechtigten, die eine Verschärfung
des Schweizer Waffenrechts zwar nicht unbedingt für notwendig hielten, aber
Schengen/Dublin nicht aufs Spiel setzen wollten.

Ein weiteres 2019 lanciertes Referendum richtete sich gegen das E-ID-Gesetz, das im
September von den eidgenössischen Räten verabschiedet worden war.
Hauptkritikpunkt am neuen Gesetz war, dass die E-ID von privaten Anbietern und nicht
vom Staat herausgegeben werden soll. Das Referendumskomitee um die «Digitale
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Gesellschaft» und die Kampagnenplattformen «Wecollect» und «Campax», unterstützt
von der SP und den Grünen, begann im Oktober mit der Unterschriftensammlung.
Weitere grosse Gesetzgebungsprojekte, die 2019 vorangetrieben wurden, sind die
Totalrevision des Datenschutzgesetzes, die Revision des Erbrechts und die Anpassung
der Strafprozessordnung.

Im Bereich Strafrecht erlangte überdies der Fall «Carlos», sechs Jahre nach seinem
Bekanntwerden, wieder die volle Aufmerksamkeit der Medien. Im Herbst musste sich
«der wohl bekannteste junge Straftäter der Schweiz», wie ihn die NZZ betitelte, vor
dem Bezirksgericht Dielsdorf (ZH) für 29 im Justizvollzug begangene Straftaten
verantworten. Damit wurde, so der Tenor in der Presse, der Öffentlichkeit einmal mehr
vor Augen geführt, dass «Carlos» die Strafvollzugsbehörden überfordere. Das Urteil sah
für «Carlos» eine mehrjährige Freiheitsstrafe vor, die jedoch zugunsten einer
stationären therapeutischen Massnahme aufgeschoben werden sollte (sog. «kleine
Verwahrung»); alle fünf Jahre wird überprüft werden, ob die Therapie angeschlagen hat
oder ob eine Verlängerung der Massnahme nötig ist. Im Vorfeld sowie im Nachgang des
Verfahrens wurde der Skandal, den das Bekanntwerden von «Carlos» im Zürcher
Justizvollzugswesen ausgelöst hatte, noch einmal aufgerollt und die Mitschuld der
Medien an der nicht enden wollenden Misere diskutiert.

Das zentrale Thema im Bereich der Grundrechte war auch 2019 das Verhüllungsverbot.
Mit der Botschaft zum Bundesgesetz über das Gesichtsverhüllungsverbot unterbreitete
der Bundesrat dem Parlament im März seinen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja
zum Verhüllungsverbot». Die eidgenössischen Räte schlossen sich für die im
kommenden Jahr anstehende Abstimmung den Empfehlungen des Bundesrates an und
plädierten für die Ablehnung der Initiative und die Annahme des Gegenvorschlags. 1

Jahresrückblick 2020: Rechtsordnung

Die innere und äussere Sicherheit der Schweiz waren im Kapitel Rechtsordnung
aufgrund der fortwährenden internationalen Terrorismusgefahr auch 2020 dominante
Themen. So verabschiedeten die eidgenössischen Räte gleich drei Gesetzesvorlagen zur
Umsetzung der Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekämpfung. Erstens wurden mit
der Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalität das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des
Terrorismus und das dazugehörige Zusatzprotokoll umgesetzt. Damit sind neu bereits
bestimmte Handlungen im Vorfeld eines geplanten terroristischen Aktes strafbar,
insbesondere das Anwerben und Ausbilden von Terroristinnen und Terroristen, das
Reisen für terroristische Zwecke (sog. Dschihadreisen) und die entsprechende
Finanzierung. Das Vorläuferstoffgesetz reguliert zweitens den Zugang von
Privatpersonen zu bestimmten Chemikalien, die zur Herstellung von Sprengstoff
missbraucht werden können. Das dritte und umstrittenste der drei neuen
Antiterrorgesetze war das Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung
von Terrorismus (PMT), auf dessen Grundlage die Polizei präventiv gegen terroristische
Gefährderinnen und Gefährder vorgehen kann. Die PMT umfassen unterschiedlich
starke Freiheitseinschränkungen von einer Meldepflicht bis zum Hausarrest und können
gegen potenziell gefährliche Personen verhängt werden. Die Gegnerschaft sah damit
den Rechtsstaat in Gefahr, weil die betroffenen Personen keine Straftat begangen
hätten und die Massnahmen aufgrund blosser Indizien angeordnet würden. Die Jungen
Grünen, die Juso und die Junge GLP ergriffen zusammen mit der Piratenpartei und dem
Chaos Computer Club das Referendum gegen das Gesetz und begannen im Oktober mit
der Unterschriftensammlung. Neben dem Parlament beschäftigte sich auch das
Bundesstrafgericht mit der terroristischen Bedrohung, indem es mehrere Prozesse
wegen der Unterstützung terroristischer Aktivitäten führte.

Unabhängig von der spezifisch terroristischen Bedrohung trieb das Parlament die
Informationssicherheit des Bundes weiter voran, indem es die bereits 2017
begonnenen Beratungen zum Informationssicherheitsgesetz fortführte und in der
Wintersession 2020 zum Abschluss brachte. Im Februar erschütterte überdies die
sogenannte Crypto-Affäre die Schweizer Politlandschaft, als bekannt wurde, dass die
Zuger Firma Crypto AG über Jahrzehnte von der CIA und dem BND manipulierte
Chiffriergeräte in alle Welt verkauft hatte. Über Wochen wurde in den Medien
gemutmasst, wer wie viel darüber wusste, welche Rolle der NDB, die Armee, die
Bundesanwaltschaft, das Fedpol und der Bundesrat gespielt hatten und inwiefern sich
die Schweizer Behörden und einzelne Führungsfiguren damit zu Komplizen
ausländischer Nachrichtendienste gemacht hatten. Die ausgiebige Berichterstattung
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liess die Anzahl Zeitungsartikel im Themenbereich innere und äussere Sicherheit im
Februar denn auch markant nach oben schnellen, während er über das ganze Jahr 2020
im Vergleich mit den Vorjahren medial eher schwach abgedeckt war (vgl. Abb. 1: Anteil
Zeitungsberichte pro Monat und Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). Das
Ansinnen der Grünen und der sozialdemokratischen Fraktion, zur Aufarbeitung der
Ereignisse rund um die Crypto AG eine PUK einzusetzen, scheiterte vorerst am
Widerstand des Büros-NR, das den beiden entsprechenden parlamentarischen
Initiativen im November keine Folge gab. Es erachtete die Untersuchung der GPDel, die
kurz zuvor ihren Bericht veröffentlicht hatte, als ausreichend.

Im Bereich Strafrecht schlossen die eidgenössischen Räte den ersten Teil der Revision
der Strafprozessordnung ab. Die Bestimmungen zur Sicherheitshaft wurden infolge
einer Verurteilung der Schweiz durch den EGMR als dringend revidierungsbedürftig
eingestuft und der Revision der gesamten Strafprozessordnung deshalb zeitlich
vorgezogen. Auch zum zweiten laufenden, umfassenden Revisionsprojekt im Strafrecht,
der Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs (BT), nahm das Parlament die
Beratungen in Angriff. Hauptbestandteil der BT-Revision bildet die Harmonisierung der
Strafrahmen, mit der die im Strafgesetzbuch aus den 1940er-Jahren angedrohten
Strafen mit den heutigen Werthaltungen in Einklang gebracht und deren Verhältnis
zueinander neu ausgelotet werden sollen. Die von der Öffentlichkeit mit Spannung
erwartete Anpassung der sexualstrafrechtlichen Normen wurde vorerst jedoch weiter
aufgeschoben, da der Ständerat diese Bestimmungen im Einvernehmen mit dem
Bundesrat in einen separaten Entwurf auslagerte, der zuerst noch in die
Vernehmlassung gegeben werden soll.

Im Bereich Zivilrecht verabschiedete das Parlament sowohl die erste Etappe der
Erbrechts-Revision, mit der durch die Verkleinerung der Pflichtteile die
Verfügungsfreiheit von Erblasserinnen und Erblassern erhöht wird, als auch die
Änderung des Zivilgesetzbuches zur einfacheren Änderung des Geschlechts im
Personenstandsregister für Menschen mit Transidentität oder einer Variante der
Geschlechtsentwicklung. Betreffend das internationale Privatrecht wurden die Normen
über die internationale Schiedsgerichtsbarkeit modernisiert, um die Schweiz als
internationalen Schiedsplatz attraktiv zu halten.

Mit dem Datenschutzgesetz fand ein weiteres, grosses Gesetzgebungsprojekt 2020
seinen Abschluss. Knapp vier Jahre nach dem Beginn der Vernehmlassung und drei
Jahre nach Beginn der parlamentarischen Beratung stimmten die eidgenössischen Räte
dem Antrag der Einigungskonferenz zu und brachten damit das hart umkämpfte
Geschäft in trockene Tücher. Umstritten waren vor allem die Voraussetzungen, unter
denen das sogenannte Profiling, d.h. die Verknüpfung von Daten zur Erstellung von
Persönlichkeitsprofilen, zulässig ist. Im Sinne eines Kompromisses setzte sich ein
risikobasierter Ansatz durch, der strengere Voraussetzungen, wie beispielsweise die
ausdrückliche Einwilligung der betroffenen Person, stellt, wenn die Datenverknüpfung
die Beurteilung wesentlicher Aspekte der Persönlichkeit der betroffenen Person
ermöglicht. Damit hat die Schweiz nun ein modernes Datenschutzrecht, das nach
Einschätzung des Bundesrates und des Parlaments dem Datenschutzniveau der EU
gleichwertig sein sollte. Der diesbezügliche Äquivalenzbeschluss, der wie ein
Damoklesschwert über den Verhandlungen hing und der eigentlich für 2020
angekündigt war, ist indes noch ausstehend.

Die Corona-Krise wurde im Kapitel Rechtsordnung vor allem in zwei Dimensionen
sichtbar. Einerseits wurde die Einführung der Corona-Warn-App «SwissCovid» von
einer ausführlichen Datenschutz-Diskussion begleitet. Andererseits gab es im ganzen
Land zahlreiche Demonstrationen gegen die und trotz der Massnahmen zur
Eindämmung der Pandemie. Gegen die Corona-Massnahmen wurde ab Anfang Mai
demonstriert, weil sich die Bürgerinnen und Bürger in ihren Grundrechten
eingeschränkt sahen, nicht zuletzt gerade durch das Versammlungsverbot. Menschen,
die nicht an die Gefährlichkeit des Virus glaubten, wehrten sich so gegen die aus ihrer
Sicht ungerechtfertigten Freiheitsbeschränkungen. Der Pandemie zum Trotz
demonstrierten im Juni – in Folge der antirassistischen Proteste in den USA als
Reaktion auf den durch Polizeigewalt verursachten Tod des Afroamerikaners George
Floyd – auch in den Schweizer Städten Tausende unter dem Motto «Black Lives Matter».
Die Ereignisse lösten eine grosse gesellschaftliche Debatte über strukturellen
Rassismus in der Schweizer Gesellschaft aus, die sich um systematische
Benachteiligung nichtweisser Menschen, Polizeigewalt und Racial Profiling, und nicht
zuletzt auch um die umstrittene Bezeichnung einer Süssigkeit drehte. Diese Debatte
machte zusammen mit der Grundrechtsdiskussion um die Corona-Massnahmen die
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Bürgerrechte über den Sommer zum in der Presse meistdiskutierten Themenfeld des
Kapitels Rechtsordnung (vgl. Abb. 1: Anteil Zeitungsberichte pro Monat). Über das ganze
Jahr zeichnete zudem der Themenbereich innere Konflikte und Krisen für einen
deutlich höheren Anteil an der Zeitungsberichterstattung verantwortlich als in den
Vorjahren (vgl. Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). 2

Jahresrückblick 2021: Rechtsordnung

Das erste Halbjahr 2021 stand im Zeichen von drei Volksabstimmungen, die die
öffentliche Debatte im Bereich der Rechtsordnung prägten. Am 7. März 2021 kamen die
Volksinitiative «Ja zum Verhüllungsverbot» und das E-ID-Gesetz zur Abstimmung. Am
13. Juni 2021 folgte das Referendum zum Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen
zur Terrorismusbekämpfung (PMT). Die damit einhergehenden Abstimmungskampagnen
waren in der Medienkonjunktur deutlich zu erkennen, wie die APS-Zeitungsanalyse
zeigt: Das Thema Bürgerrechte, worunter das Verhüllungsverbot fällt, verzeichnete über
das ganze Jahr gesehen den höchsten Anteil an Zeitungsartikeln zur Rechtsordnung (vgl.
Abbildung 2 im Anhang) und dominierte die Medienberichterstattung im Bereich
Rechtsordnung von Januar bis März (vgl. Abbildung 1). An zweiter Stelle lag im ersten
Quartal das Thema Öffentlicher Dienst, dem die E-ID zuzuordnen ist. Von April bis Juni
galt die meiste Beachtung dem Thema Innere Sicherheit, wo das PMT-Referendum
angesiedelt ist.

Nach einem intensiven und vielschichtigen Abstimmungskampf, in dem viele Argumente
gleichzeitig von der Pro- und der Contra-Seite verwendet wurden, nahm die Schweizer
Stimmbevölkerung die vom Egerkinger Komitee lancierte Initiative «Ja zum
Verhüllungsverbot» am 7. März 2021 mit 51.2 Prozent Ja-Stimmen an. Während das
befürwortende Lager den Volksentscheid als klares Zeichen gegen den Islamismus in
der Schweiz wertete, beklagte das unterlegene Lager einen unnötigen Eingriff in die
Grundrechte von Musliminnen. Die für das Geschäft zuständige Bundesrätin Karin
Keller-Sutter, die den Erfolg der Initiative trotz indirekten Gegenvorschlags nicht hatte
abwenden können, legte viel Wert darauf zu betonen, das Resultat sei nicht als Votum
gegen die Musliminnen und Muslime in der Schweiz zu verstehen. Die Vox-Analyse
bestätigte denn auch, dass das Ja nicht nur von kulturellen, sondern ebenso von
sicherheitspolitischen und feministischen Argumenten getragen wurde.

Am selben Tag erlitt Justizministerin Karin Keller-Sutter mit dem Nein zur E-ID auch
beim zweiten Geschäft aus ihrem Zuständigkeitsbereich eine Niederlage. Die Schweizer
Stimmbevölkerung versenkte das Bundesgesetz über elektronische
Identifizierungsdienste in der Referendumsabstimmung mit 64.4 Prozent Nein-
Stimmen deutlich. Gemäss der Vox-Nachbefragung war es den Behörden nicht
gelungen, das Misstrauen gegenüber den privaten Anbieterinnen und Anbietern der E-
ID abzubauen, das die Abstimmungskampagne dominiert hatte. Die E-ID ist damit nicht
grundsätzlich gescheitert, allerdings würde von der Stimmbevölkerung eine staatliche
Lösung gewünscht.

In der dritten Volksabstimmung des Jahres im Bereich Rechtsordnung konnte die
Justizministerin schliesslich einen Erfolg verbuchen. Eine klare Mehrheit von 56.6
Prozent der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger hiess am 13. Juni 2021 das
Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekämpfung (PMT) an der
Urne gut. Angesichts der wahrgenommenen Terrorgefahr überwog das Vertrauen in den
Bundesrat und die Polizei letztlich die Bedenken bezüglich polizeilicher Willkür und
Verlust der Rechtsstaatlichkeit, wovor das Referendumskomitee gewarnt hatte, so die
Schlussfolgerung der Vox-Analyse. Der Staat erhält damit verschiedene präventiv-
polizeiliche Mittel – von der Meldepflicht bis zum Hausarrest –, um terroristische
Gefährderinnen und Gefährder zu kontrollieren.

In der zweiten Jahreshälfte zog das Thema Innere Konflikte und Krisen zunehmende
Aufmerksamkeit auf sich, sodass es im September und Oktober im Bereich der
Rechtsordnung das von den Medien meistbeachtete Thema war (vgl. Abbildung 1). Dafür
verantwortlich waren hauptsächlich die Demonstrationen gegen die Corona-
Massnahmen. Insbesondere im Herbst, als der Bundesrat die Zertifikatspflicht
beschloss, intensivierten sich die Proteste. So fanden in der Bundesstadt wöchentliche
Kundgebungen der Massnahmenkritikerszene statt. Nachdem es mehrmals zu
Ausschreitungen gekommen war und die Stadt Bern die Kundgebungen nicht mehr
bewilligte – was die Massnahmengegnerinnen und -gegner aber nicht davon abhielt,
weiter zu demonstrieren –, wurde auch die Radikalisierung der Szene in den Medien
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debattiert. Im Vorfeld der Referendumsabstimmung über die zweite Revision des
Covid-19-Gesetzes Ende November erhitzten sich die Gemüter weiter. Die aufgeladene
Stimmung gipfelte darin, dass aufgrund befürchteter Ausschreitungen am
Abstimmungssonntag das Bundeshaus von der Polizei grossräumig abgeriegelt wurde.
Eine weitere Eskalation blieb dann aber glücklicherweise aus.

Etwas abseits der Medienaufmerksamkeit widmete sich das Parlament 2021 mehreren
umfangreichen Gesetzesrevisionen im Strafrecht. In der Frühjahrssession nahm der
Nationalrat die Revision der Strafprozessordnung in Angriff, die der Ständerat in der
Wintersession fortsetzte. Das Revisionsprojekt geht auf eine 2015 überwiesene Motion
der RK-SR zurück, die den Bundesrat beauftragt hatte, die Strafprozessordnung auf ihre
Praxistauglichkeit zu prüfen und allfällige Anpassungen vorzuschlagen. Nachdem die
Räte die Bestimmungen zur Sicherheitshaft aufgrund ihrer Dringlichkeit ausgekoppelt
und 2020 bereits verabschiedet hatten, begannen 2021 die Beratungen zum
Hauptentwurf. Das zweite zentrale Gesetzgebungsprojekt im Strafrecht, die
Harmonisierung der Strafrahmen, durchlief 2021 die Differenzbereinigung. Einer der
Hauptstreitpunkte dieser Vorlage war, inwieweit die Strafen für Gewalt gegen Behörden
und Beamte verschärft werden sollen. Zusammen mit der Revision des
Sexualstrafrechts bildet die Strafrahmenharmonisierung die zweite Etappe einer
umfassenden StGB-Revision, in der nach dem Allgemeinen Teil (abgeschlossen 2016)
nun auch der Besondere Teil erneuert wird. Aufgrund des festgestellten
Diskussionsbedarfs hatte das Parlament die Revision des Sexualstrafrechts in einen
eigenen Entwurf ausgelagert, der Anfang 2021 in die Vernehmlassung gegeben wurde.
Des Weiteren brachten die eidgenössischen Räte in der Wintersession 2021 die
Änderung des DNA-Profil-Gesetzes zum Abschluss. Nach Inkrafttreten dürfen die
Ermittlungsbehörden neu mittels sogenannter Phänotypisierung äusserliche Merkmale
wie Haar-, Haut- und Augenfarbe oder das Alter der gesuchten Person aus DNA-Spuren
bestimmen. 3

Äussere Sicherheit

In seinem Bericht über die Rolle und den zukünftigen Bestand des Grenzwachtkorps
in Erfüllung eines entsprechenden Postulats der SiK-NR zeigte sich der Bundesrat zwar
überzeugt davon, dass das Grenzwachtkorps mit zusätzlichen personellen Mitteln
zusätzliche Leistungen für die Sicherheit der Schweiz erbringen könnte, wies jedoch
auch darauf hin, dass die finanzpolitischen Rahmenbedingungen – insbesondere das
Einfrieren des Stellenbestandes bei der Bundesverwaltung auf dem Niveau von 2015 –
eine solche Aufstockung derzeit nicht zuliessen. Angesichts der Migrationsbewegungen
über die Mittelmeerroute, des anhaltenden Kriminaltourismus und der latenten
Terrorgefahr bleibe das Sicherheitsumfeld in absehbarer Zeit herausfordernd. Diese
Gefahren könnten jedoch nur partnerschaftlich in internationaler Kooperation
bewältigt werden und zur Unterstützung der europäischen Grenzschutzagentur sei die
EZV gemäss den Vorgaben der politischen Behörden durchaus in der Lage. In einer
ausserordentlichen Lage stehe zudem die Armee bereit, Unterstützung zu bieten, wenn
auch deren Einsatz nicht zum Regelfall werden sollte. 4

BERICHT
DATUM: 25.05.2016
KARIN FRICK

In Erfüllung eines Postulates der SiK-NR veröffentlichte der Bundesrat im September
2021 einen Bericht zur Frage: Kann der Personalbestand im Grenzwachtkorps
aufgrund der Personalreduktion im Zusammenhang mit DaziT bis 2026 aufgestockt
werden? Anders als im Postulat angedacht, befürworte der Bundesrat keinen
Stellenabbau in der EZV zugunsten eines Stellenaufbaus im GWK. Vor dem Hintergrund
des Programms DaziT, welches Prozesse vereinfachen und eine wirkungsvolle
Digitalisierung erreichen soll, sei es sinnvoll, den Einsatz der freiwerdenden Ressourcen
in der EZV im Rahmen eines umfassenden Gesamtkonzepts der künftigen
Kontrolltätigkeit zu planen. Es soll daher künftig – statt wie bisher je separate
Fachpersonen für den Zoll und die Grenzwacht – ein neues Berufsbild
«Fachspezialist/-in Zoll und Grenzsicherheit» geben. Mit dieser Ausbildung sollen
Mitarbeitende über Basiskenntnisse in den Kontrollbereichen Waren, Personen und
Transportmittel sowie über eine Spezialisierung innerhalb einer dieser Bereiche
verfügen. Dadurch seien sie flexibler einsetzbar und das Ziel eines bedarfsgerechten
Einsatzes von Mitarbeitenden werde erreicht, erklärte der Bundesrat. 5

BERICHT
DATUM: 17.09.2021
LUKAS LÜTOLF
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Strafrecht

Für einiges Aufsehen sorgten Berichte von Amnesty International (AI) und des UNO-
Komitees gegen die Folter über die Haftbedingungen in der Schweiz. Im ersten Bericht
wurde über Misshandlungen von Ausländern während der Polizeihaft namentlich in
Genf berichtet. Im zweiten wurde gefordert, den von der Polizei Festgenommenen
sofortigen Kontakt mit Angehörigen und Anwälten zu garantieren. Folter im Sinn der
internationalen Konventionen kommt nach dem Urteil der UNO-Kommission in der
Schweiz nicht vor. Namentlich der Bericht von AI, der nicht von der Schweizer Sektion,
sondern von der Londoner Zentrale aufgrund von nicht überprüften Zuschriften von
angeblich Misshandelten verfasst worden war, blieb nicht unwidersprochen. Dass es bei
Festnahmen nicht immer gewaltfrei zugeht, wurde zwar auch von der Polizei
zugegeben, Misshandlungen würden aber, sofern eine Beschwerde vorliege, untersucht
und disziplinarisch geahndet. Der Bundesrat räumte in seiner Stellungnahme zu einem
im Vorjahr publizierten Inspektionsbericht des Europäischen Komitees gegen die Folter
ein, dass in einem Teil der Polizeigefängnisse die räumlichen Verhältnisse
unbefriedigend sind. 6

BERICHT
DATUM: 10.06.1994
HANS HIRTER

Öffentliche Ordnung

Im September 2015 legte der Bundesrat dem Parlament seinen Bericht in Erfüllung
eines Postulats der SiK-SR zu den Umsetzungsmöglichkeiten der Standesinitiative
14.305 vor. Der Kanton Bern hatte mit der Initiative verlangt, die Internetadressen der
Organisatoren von Demonstrationen und Grossanlässen zu veröffentlichen. Im Bericht
kam der Bundesrat zum Schluss, dass – unter Berücksichtigung des
Subsidiaritätsprinzips – das Anliegen der Standesinitiative am besten durch eine
interkantonale Vereinbarung umgesetzt würde. Er unterstrich jedoch erneut, dass aus
seiner Sicht eine präventive Veröffentlichung der Personendaten von Organisatoren
nicht verhältnismässig sei. Der Ständerat schrieb das Postulat im Sommer 2016 ab. 7

BERICHT
DATUM: 13.06.2016
ELIA HEER

Kriminalität

Im Oktober 2017 legte der Bundesrat dem Parlament seinen Bericht
«Bedrohungsmanagement, insbesondere bei häuslicher Gewalt» vor, mit dessen
Ausarbeitung er vom Nationalrat durch die Annahme eines Postulates Feri (sp, AG)
beauftragt worden war. Im Bericht hielt der Bundesrat fest, dass sich die Koordination
zwischen den Kantonen auf polizeilicher Ebene bewährt habe und forderte die Kantone
auf, ihre Zusammenarbeit und den Datenaustausch im Bereich der häuslichen Gewalt
zu verstärken. Weiter empfahl er, die Ausbildung von Fachpersonen zum
Risikomanagement vermehrt interkantonal zu organisieren und bot dazu
Ausbildungshilfe an. Vorgaben zur Ausgestaltung des Bedrohungsmanagements seitens
des Bundes seien dagegen zurzeit nicht angezeigt. Der Nationalrat schrieb das Postulat
im Sommer 2018 als erfüllt ab. 8

BERICHT
DATUM: 05.06.2018
ELIA HEER

Polizei

Die Geschäftsprüfungskommission des Ständerates legte einen Bericht zur
Einsatzgruppe Tigris vor, einer kleinen Einheit von 14 Personen, die in einem eng
definierten Bereich gerichtspolizeiliche Aufgaben der Bundeskriminalpolizei (BKP)
übernimmt, aber keine Interventionsgruppe analog zu den kantonalen Elite-
Eingreiftruppen ist. Gestützt auf ihren Bericht empfiehlt die ständerätliche GPK den
Entwurf eines Bundespolizeigesetzes. In seiner Stellungnahme zum GPK-Vorschlag
verweist der Bundesrat auf die laufende Vernehmlassung des Bundesgesetzes über
polizeiliche Aufgaben des Bundes (PolAG). Dieses stiess allerdings auf teilweise massive
Kritik. Zwar wurde die Idee der Vereinheitlichung geltenden Rechts begrüsst,
insbesondere die Ermöglichung der Sammlung von Personendaten zwecks Erkennung
und Bekämpfung des organisierten Verbrechens wurde aber beanstandet. Ein weiteres
Problem stellt die Zusammenarbeit zwischen Grenzwacht und Polizei dar. Im Rahmen
des Schengen-Abkommens übernimmt das Grenzwachtkorps immer häufiger auch
polizeiliche Aufgaben, was nicht nur in Polizeikreisen auf Kritik stösst. 9

BERICHT
DATUM: 16.03.2010
MARC BÜHLMANN
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In seinem Geschäftsbericht 2013 hatte der Bundesrat unter anderem über die
Aufgabenerfüllung und den Personalbedarf beim Grenzwachtkorps berichtet. Er war
damit der Forderung eines im Dezember 2013 vom Ständerat angenommenen
Postulates der SiK-SR nachgekommen. Der Ständerat zeigte sich zufrieden und folgte
im Sommer 2015 dem Antrag des Bundesrates, das Postulat abzuschreiben. 10

BERICHT
DATUM: 03.06.2015
ELIA HEER

In Erfüllung des Postulats 13.4011 der RK-NR, das auf die Petition «Stopp der Gewalt
gegen die Polizei» des Verbands Schweizerischer Polizeibeamter zurückging,
veröffentlichte der Bundesrat Ende 2017 einen Bericht über den besseren
strafrechtlichen Schutz der Staatsangestellten vor Gewalt. Darin setzte er die
wahrgenommene Zunahme an Gewaltbereitschaft und Abnahme an Respekt gegenüber
Repräsentantinnen und Repräsentanten der Staatsgewalt mit einem allgemeinen
gesellschaftlichen Wertewandel in Verbindung und bedauerte, dessen vielfältige
Ursachen nicht in einem Postulatsbericht ergründen zu können. Dennoch sei sich der
Bundesrat seiner Verantwortung bewusst und setze alles daran, um Gewalt an
Staatsangestellten zu verhindern. Aufgrund der föderativen Kompetenzverteilung
verfüge er jedoch nur über einen eingeschränkten Handlungsspielraum, den er mit den
beiden StGB-Revisionsprojekten zur Änderung des Sanktionenrechts und zur
Harmonisierung der Strafrahmen derzeit ausgeschöpft habe. Der Schutz der
Staatsangestellten könnte darüber hinaus aber in drei Bereichen ausserhalb des
Strafrechts verbessert werden, so das Fazit: erstens über die Verstärkung der
gesellschaftspolitischen Gewaltprävention durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit und
entsprechende Sensibilisierungsmassnahmen, zweitens über wissenschaftliche,
statistische Analysen, die den zurzeit fehlenden, lückenlosen Überblick über die
gesamtschweizerische Situation bieten könnten und drittens über organisatorische und
baulich-technische Massnahmen für ein strategisches Risikomanagement der
Verwaltungsstellen. 11

BERICHT
DATUM: 01.12.2017
KARIN FRICK

In Erfüllung des Postulats Romano (cvp, TI) veröffentlichte der Bundesrat im Juni 2021
einen Bericht über die Entwicklungen im internationalen Eisenbahnverkehr und deren
Auswirkungen auf die Grenzkontrollen des Grenzwachtkorps. Laut Bericht werde sich
der internationale Schienenverkehr in den nächsten Jahren stark weiterentwickeln. Mit
der Realisierung der NEAT und anderer grenzüberschreitender Eisenbahnbauprojekte
würden die internationalen Eisenbahnverbindungen stark ausgebaut. Aufgrund des
Wegfalls des Halts in Chiasso würden grenzüberschreitende Personenzüge im Tessin
neu fahrend kontrolliert, was diverse handlungsstrategische und logistische
Anpassungen für die EZV mit sich bringe. Die wesentlichen Massnahmen dabei seien der
– geplante und teilweise bereits erfolgte – Ausbau der Kontroll-Infrastrukturen in Como
und Lugano, die Beschaffung mobiler Abfragegeräte für die Personenkontrollen und die
laufende (ökonomische) Optimierung von Prozessen und Abstimmungen mit
Partnerbehörden. Zudem solle für die physischen Kontrolltätigkeiten der EZV das neue,
darauf angepasste Berufsbild «Fachspezialisten/-innen Zoll und Grenzsicherheit» zum
Zuge kommen. 12

BERICHT
DATUM: 30.06.2021
LUKAS LÜTOLF
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